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Entscheidungsdatum

21.08.2017
Norm

B-VG Art.133 Abs4

Direktzahlungs-Verordnung 85 Abs1

MOG 2007 §19 Abs3

MOG 2007 §6

MOG 2007 88a Abs1

VWGVG §24 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. §5gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2014 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 368/2014

VWGVG § 24 heute

VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

E N

VWGVG § 28 heute
VwWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N =

1. VWGVG § 28 heute
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2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W104 2161361-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Dr. Christian Baumgartner als Einzelrichter Gber die
Beschwerde von XXXX , BNr. XXXX , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA), vom 05.01.2017, AZ XXXX ,
betreffend die Gewahrung von Direktzahlungen flr das Antragsjahr 2016 zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht
erkennt durch den Richter Dr. Christian Baumgartner als Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 40, BNr.
romisch 40, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA), vom 05.01.2017, AZ romisch 40, betreffend die
Gewahrung von Direktzahlungen fur das Antragsjahr 2016 zu Recht:

A)

|. Der Beschwerde wird dahingehend stattgegeben, dass dem Beschwerdefihrer aufbauend auf die Direktzahlungen
fur das Antragsjahr 2015 auch fur das Antragsjahr 2016 Direktzahlungen zu gewahren sind.rémisch eins. Der
Beschwerde wird dahingehend stattgegeben, dass dem Beschwerdefuhrer aufbauend auf die Direktzahlungen fur das
Antragsjahr 2015 auch fir das Antragsjahr 2016 Direktzahlungen zu gewahren sind.

Il. Die AMA hat gemaR den Vorgaben in diesem Erkenntnis die entsprechenden Berechnungen durchzufiihren und das
Ergebnis bescheidmalRig mitzuteilen.rémisch zwei. Die AMA hat gemdall den Vorgaben in diesem Erkenntnis die
entsprechenden Berechnungen durchzufihren und das Ergebnis bescheidmaliig mitzuteilen.

B)

Die Revision ist nicht zuldssig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdefuhrer stellte elektronisch einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2016, wobei er die
Gewahrung von Direktzahlungen beantragte.

2. Mit dem angefochtenen Bescheid, der ohne Zustellnachweis zugestellt wurde, wies die Behdrde den Antrag auf
Gewahrung von Direktzahlungen unter der knappen Begrindung, dass keine Zahlungsanspriche zur Verfligung
stinden (Verweis auf Art. 21 Abs. 1 VO 1307/2013), ab.2. Mit dem angefochtenen Bescheid, der ohne Zustellnachweis
zugestellt wurde, wies die Behdrde den Antrag auf Gewahrung von Direktzahlungen unter der knappen Begrindung,
dass keine Zahlungsanspruche zur Verfugung stinden (Verweis auf Artikel 21, Absatz eins, VO 1307 aus 2013,), ab.

3. Im Rahmen seiner fristgerechten Beschwerde vom 24.03.2017 (elektronisch hochgeladen samt Beilagen) fuhrte der
Beschwerdefihrer aus, er sei im Jahr 2013 landwirtschaftlich tatig gewesen. Dass die Behorde dies ihrer Entscheidung
noch nicht zu Grunde legen konnte, lage in einem Ubermittlungsirrtum begriindet. In der Beilage (ibermittelte er
einige Rechnungen betreffend Verpackungsmaterial und sonstiges Zubehér zur Weinproduktion sowie
Bestandsmeldungen gemall dem Weingesetz zum Beleg seiner Tatigkeit.

4. Im Rahmen der Aktenvorlage verwies die AMA darauf, dass sie aufgrund des Umstandes, dass der Beschwerdefihrer
im Jahr 2013 keine Antrage gestellt habe, geschlossen habe, dass er zu dieser Zeit nicht landwirtschaftlich tatig
gewesen sei. Aufgrund der nachgereichten Unterlagen gehe fiir die belangte Behdrde die landwirtschaftliche Tatigkeit
jedoch hervor, was eine Zuteilung von Zahlungsanspriichen nach sich ziehen wirde. Ware die AMA flr den Fall noch
zustandig, wirde sie eine andere Entscheidung treffen. Da jedoch die Frist zur Beschwerde vor Entscheidung

abgelaufen sei, lege sie den Fall dem Bundesverwaltungsgericht vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 1. Feststellungen (Sachverhalt)rémisch zwei. Das

Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 1. Feststellungen (Sachverhalt):


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2013/33/P28/NOR40196850
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2013/33/P28/NOR40147941

Der Beschwerdefihrer stellte elektronisch einen Mehrfachantrag-Flachen fiur das Antragsjahr 2016, wobei er die
Gewahrung von Direktzahlungen beantragte.

Der Beschwerdefiihrer war im Jahr 2013 betrieblich im Weinbau tatig.

2. Beweiswurdigung:

Die angefuhrten Feststellungen ergeben sich aus dem vorgelegten Verwaltungsakt.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Mal3gebliche Rechtsgrundlagen in der fur das betroffene Antragsjahr mafRgeblichen Fassung:

Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften
Uber Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stlitzungsregelungen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG)
Nr. 73/2009 des Rates, ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 608, im Folgenden VO (EU) 1307/2013:Verordnung (EU) Nr. 1307
aus 2013, des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften tber Direktzahlungen
an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stltzungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 637 aus 2008, des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates,
Amtsblatt L 347 vom 20.12.2013, S. 608, im Folgenden VO (EU) 1307/2013:

"Artikel 21
Zahlungsanspriche
(1) Die Basispramienregelung kann von Betriebsinhabern in Anspruch genommen werden, die

a) Zahlungsanspruche im Rahmen der vorliegenden Verordnung durch Zuweisung gemal? Artikel 20 Absatz 4, durch
Erstzuweisung nach MalRgabe der Artikel 24 oder Artikel 39, durch Zuweisung aus der nationalen Reserve oder den
regionalen Reserven gemaR Artikel 30 oder durch Ubertragung gemaR Artikel 34 erhalten [ 1.

(2) Die Guiltigkeit der im Rahmen der Betriebspramienregelung gemal der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 und der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 erhaltenen Zahlungsanspriche lduft am 31. Dezember 2014 ab.(2) Die Gultigkeit der im
Rahmen der Betriebspramienregelung gemal’ der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, und der Verordnung (EG) Nr. 73
aus 2009, erhaltenen Zahlungsanspruche l1duft am 31. Dezember 2014 ab.

[1."
"Artikel 24
Erstzuweisung der Zahlungsanspriche

(1) Zahlungsanspruche werden den Betriebsinhabern zugewiesen, die gemaR Artikel 9 der vorliegenden Verordnung
zum Bezug von Direktzahlungen berechtigt sind, sofern sie,

a) aulBer im Falle hoherer Gewalt oder auBergewdhnlicher Umstande, bis zu dem gemal’ Artikel 78 Unterabsatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festzusetzenden Termin fur die Einreichung von Antragen im Jahr
2015 die Zuweisung von Zahlungsansprichen im Rahmen der Basispramienregelung beantragen, unda) aul3er im Falle
hoherer Gewalt oder aulRergewdhnlicher Umstande, bis zu dem gemal Artikel 78 Unterabsatz 1 Buchstabe b der
Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013, festzusetzenden Termin fur die Einreichung von Antrdgen im Jahr 2015 die
Zuweisung von Zahlungsansprichen im Rahmen der Basispramienregelung beantragen, und

b) vor jedweder Kirzung oder jedwedem Ausschluss nach Titel Il Kapitel 4 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 infolge
eines Beihilfeantrags auf Direktzahlungen, auf eine nationale Ubergangsbeihilfe oder auf ergidnzende nationale
Direktzahlungen im Jahr 2013 gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 zum Empfang von Zahlungen berechtigt
waren.b) vor jedweder Kirzung oder jedwedem Ausschluss nach Titel rémisch zwei Kapitel 4 der Verordnung (EG) Nr.
73 aus 2009, infolge eines Beihilfeantrags auf Direktzahlungen, auf eine nationale Ubergangsbeihilfe oder auf
erganzende nationale Direktzahlungen im Jahr 2013 gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, zum Empfang von

Zahlungen berechtigt waren.

Unterabsatz 1 gilt nicht in Mitgliedstaaten, die Artikel 21 Absatz 3 der vorliegenden Verordnung anwenden.



Die Mitgliedstaaten konnen Betriebsinhabern, die gemald Artikel 9 der vorliegenden Verordnung zum Bezug von
Direktzahlungen berechtigt sind, Zahlungsanspriiche zuweisen, sofern die Betriebsinhaber die in Unterabsatz 1
Buchstabe a genannten Voraussetzungen erfullen und:

[

b) denen im Jahr 2014 gemdafl Artikel 41 oder 57 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 im Rahmen der
Betriebspramienregelung Zahlungsanspriche aus der nationalen Reserve zugewiesen werden, oderb) denen im Jahr
2014 gemal Artikel 41 oder 57 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, im Rahmen der Betriebspramienregelung
Zahlungsanspriche aus der nationalen Reserve zugewiesen werden, oder

c) die niemals eigene oder gepachtete Zahlungsanspriiche gemaRR der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 oder der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 innehatten und Uberprufbare Nachweise daflr vorlegen, dass sie zu dem von dem
betreffenden Mitgliedstaat gemal3 Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 fur das Antragsjahr 2013
festgesetzten Zeitpunkt Erzeugung, Zucht oder Anbau landwirtschaftlicher Erzeugnisse, einschlieBlich durch Ernten,
Melken, Zucht von Tieren sowie Haltung von Tieren fUr landwirtschaftliche Zwecke, betrieben haben. Die
Mitgliedstaaten koénnen fur diese Kategorie von Betriebsinhabern eigene zusatzliche objektive und
nichtdiskriminierende Forderkriterien im Hinblick auf einschlagige Qualifikationen, Erfahrung oder Ausbildung
festlegen.c) die niemals eigene oder gepachtete Zahlungsanspriiche gemaR der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, oder
der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, innehatten und Uberprifbare Nachweise daflr vorlegen, dass sie zu dem von
dem betreffenden Mitgliedstaat gemaR Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, far das Antragsjahr
2013 festgesetzten Zeitpunkt Erzeugung, Zucht oder Anbau landwirtschaftlicher Erzeugnisse, einschlieBlich durch
Ernten, Melken, Zucht von Tieren sowie Haltung von Tieren fur landwirtschaftliche Zwecke, betrieben haben. Die
Mitgliedstaaten koénnen fur diese Kategorie von Betriebsinhabern eigene zusatzliche objektive und
nichtdiskriminierende Forderkriterien im Hinblick auf einschlagige Qualifikationen, Erfahrung oder Ausbildung
festlegen.

[ ]ll
"Artikel 32

Aktivierung von Zahlungsansprichen

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Basispramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache mittels Anmeldung gemaR Artikel 33 Absatz 1 in dem Mitgliedstaat, in
dem der Zahlungsanspruch zugewiesen wurde, gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsanspruchen besteht Anspruch auf die
jahrliche Zahlung der darin festgesetzten Betrage, unbeschadet der Anwendung von Haushaltsdisziplin, Kirzung von
Zahlungen gemal3 Artikel 11 sowie linearen Kirzungen gemald Artikel 7, Artikel 51 Absatz 2 und Artikel 65 Absatz 2
Buchstabe c der vorliegenden Verordnung sowie der Anwendung von Artikel 63 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.(1)
Eine Stutzung im Rahmen der Basispramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache mittels Anmeldung gemaR Artikel 33 Absatz 1 in dem Mitgliedstaat, in
dem der Zahlungsanspruch zugewiesen wurde, gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsanspriichen besteht Anspruch auf die
jahrliche Zahlung der darin festgesetzten Betrdge, unbeschadet der Anwendung von Haushaltsdisziplin, Kirzung von
Zahlungen gemaR Artikel 11 sowie linearen Kirzungen gemal3 Artikel 7, Artikel 51 Absatz 2 und Artikel 65 Absatz 2
Buchstabe c der vorliegenden Verordnung sowie der Anwendung von Artikel 63 der Verordnung (EU) Nr. 1306 aus
2013,.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Begriff "beihilfefahige Hektarflache"
a) jede landwirtschaftliche Fldche des Betriebs, [ 1.

Artikel 33

Anmeldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Fur die Zwecke der Aktivierung von Zahlungsanspruichen nach Artikel 32 Absatz 1 meldet der Betriebsinhaber die
Parzellen an, die der beihilfefahigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch entsprechen. AuBer im Falle héherer
Gewalt oder auBergewdhnlicher Umstande mussen die angemeldeten Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom
Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfugung stehen, der jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat



festgesetzten Zeitpunkt fir die Anderung des Beihilfeantrags gemé&R Artikel 72 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013 liegen darf.(1) Fur die Zwecke der Aktivierung von Zahlungsansprtichen nach Artikel 32 Absatz 1 meldet der
Betriebsinhaber die Parzellen an, die der beihilfefahigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch entsprechen. AulBer
im Falle héherer Gewalt oder auBergewohnlicher Umstande mussen die angemeldeten Parzellen dem Betriebsinhaber
zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfiigung stehen, der jedoch nicht nach dem in demselben
Mitgliedstaat festgesetzten Zeitpunkt fiir die Anderung des Beihilfeantrags gemaR Artikel 72 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1306 aus 2013, liegen darf.

[ ].I|
Marktordnungsgesetz 2007 - MOG 2007:
"Basispramie

§ 8a. (1) Fur die Erstzuweisung der Zahlungsanspriiche gemal3 Art. 24 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
kommen auch Betriebsinhaber in Betracht,Paragraph 8 a, (1) Fur die Erstzuweisung der Zahlungsansprtiche gemaf
Artikel 24, Absatz eins, der Verordnung (EU) Nr. 1307 aus 2013, kommen auch Betriebsinhaber in Betracht,

1. denen im Jahr 2014 gemaR§ 8 Abs. 3 Z 5 MOG 2007 in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 189/2013
Zahlungsansprtiche aus der nationalen Reserve zugewiesen wurden, oder1. denen im Jahr 2014 gemal’ Paragraph 8,
Absatz 3, Ziffer 5, MOG 2007 in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 189 aus 2013,
Zahlungsansprtiche aus der nationalen Reserve zugewiesen wurden, oder

2. die zwar Uber keine Zahlungsanspriche verfligen, aber im Jahr 2013 MaRBnahmen des Programms zur Férderung
und Entwicklung des landlichen Raums gemaf Verordnung (EG) Nr. 1698/2005, ABI. Nr. L 277 vom 21.10.2005 S. 1,
fristgerecht beantragt haben oder durch andere geeignete Nachweise eine landwirtschaftliche Tatigkeit im Jahr 2013
belegen."2. die zwar Uber keine Zahlungsanspriiche verfligen, aber im Jahr 2013 MalRnahmen des Programms zur
Forderung und Entwicklung des landlichen Raums gemaR Verordnung (EG) Nr. 1698 aus 2005,, Amtsblatt Nummer L
277 vom 21.10.2005 Seite 1, fristgerecht beantragt haben oder durch andere geeignete Nachweise eine
landwirtschaftliche Tatigkeit im Jahr 2013 belegen."

MOG 2007:
"§19.[1]

(3) Das Bundesverwaltungsgericht kann der AMA auftragen, gemal3 den Vorgaben im Erkenntnis die entsprechenden
Berechnungen durchzufihren und das Ergebnis bescheidmaRig mitzuteilen."

§ 5 Abs. 1 der Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Gber
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik (Direktzahlungs-Verordnung 2015 - DIZA-VO)
lautet:Paragraph 5, Absatz eins, der Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft Uber Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik (Direktzahlungs-Verordnung 2015 -
DIZA-VO) lautet:

"Erstzuweisung von Zahlungsansprichen

§ 5. (1) Andere geeignete Beweise zum Beleg der landwirtschaftlichen Tatigkeit gemaR§ 8a Abs. 1 Z 2 MOG 2007
sindParagraph 5, (1) Andere geeignete Beweise zum Beleg der landwirtschaftlichen Tatigkeit gemaR Paragraph 8 a,
Absatz eins, Ziffer 2, MOG 2007 sind

1. die Ernte- und Erzeugungsmeldung flir Wein des Jahres 2013,

2. Belege, anhand deren eine im Jahr 2013 erfolgte Vermarktung von auf selbst bewirtschafteten Flachen erzeugten
landwirtschaftlichen Produkten oder gehaltenen Tieren einschlieBlich daraus gewonnener tierischer Produkte
nachvollziehbar ist, oder

3. die erfolgte Meldung an die Sozialversicherungsanstalt der Bauern betreffend eine Bewirtschaftung
landwirtschaftlicher Flachen im Jahr 2013."

Gemall § 28 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VWGVG) hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch
Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR § 28
Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der Sache selbst zu


https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/189
https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8a
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28

entscheiden, wennGemdR Paragraph 28, Absatz eins, Verwaltungsverfahrensgesetz (VwGVG) hat das
Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder
das Verfahren einzustellen ist. GemaR3 Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

3.2. Rechtliche Wirdigung:

1. Mit dem Antragsjahr 2015 wurde die Einheitliche Betriebspramie von der Basispramie und mehreren erganzenden
Zahlungen, insb. der Zahlung fur dem Klima- und Umweltschutz forderliche Landbewirtschaftungsmethoden (=
Okologisierungszahlung bzw. "Greeningpramie"), abgeldst.

Die Gewadhrung der Basispramie setzt gemall Art. 24 Abs. 1 VO (EU) 1307/2013 die (Neu-) Zuweisung von
Zahlungsansprtichen voraus. Gemald Art 21 Abs. 2 VO (EU) 1307/2013 lauft die Gultigkeit der im Rahmen der
Einheitlichen Betriebspramie gemal3 VO (EG) 1782/2003 bzw. VO (EG) 73/2009 zugewiesenen Zahlungsanspriiche am
31. Dezember 2014 ab. Neue Zahlungsanspruche konnten einem Antragsteller zugewiesen werden, wenn dieser
gemald Art. 24 Abs. 1 VO (EU) 1307/2013 im Antragsjahr 2013 zum Empfang von Direktzahlungen berechtigt war. Sie
konnten dem Antragsteller aber auch zusammen mit einem entsprechenden Ausmaf3 an beihilfefahiger Flache, fur die
im Antragsjahr 2014 ein anderer Antragsteller Direktzahlungen erhalten hatte, von diesem Ubertragen werden.Die
Gewdhrung der Basispramie setzt gemaR Artikel 24, Absatz eins, VO (EU) 1307 aus 2013, die (Neu-) Zuweisung von
Zahlungsanspriichen voraus. Gemal3 Artikel 21, Absatz 2, VO (EU) 1307 aus 2013, lauft die Gultigkeit der im Rahmen
der Einheitlichen Betriebspramie gemall VO (EG) 1782 aus 2003, bzw. VO (EG) 73 aus 2009, zugewiesenen
Zahlungsanspriche am 31. Dezember 2014 ab. Neue Zahlungsanspriche konnten einem Antragsteller zugewiesen
werden, wenn dieser gemaR Artikel 24, Absatz eins, VO (EU) 1307 aus 2013, im Antragsjahr 2013 zum Empfang von
Direktzahlungen berechtigt war. Sie konnten dem Antragsteller aber auch zusammen mit einem entsprechenden
Ausmal an beihilfefdhiger Flache, flr die im Antragsjahr 2014 ein anderer Antragsteller Direktzahlungen erhalten
hatte, von diesem Ubertragen werden.

Daruber hinaus kénnen die Mitgliedstaaten insbesondere solchen Antragstellern Zahlungsanspriche zuweisen, denen
im Antragsjahr 2014 Zahlungsanspriche aus der nationalen Reserve zugewiesen wurden, oder die niemals eigene oder
gepachtete Zahlungsanspriche hatten und Uberprifbare Nachweise dafir vorlegen, dass sie zum Zeitpunkt der
Antragstellung fUr das Antragsjahr 2013 Erzeugung, Zucht oder Anbau landwirtschaftlicher Erzeugnisse, einschlieRlich
durch Ernten, Melken, Zucht von Tieren sowie Haltung von Tieren flr landwirtschaftliche Zwecke, betrieben haben.

Ein diesbezlglicher Antrag des Beschwerdefiihrers wurde jedoch mit Bescheid betreffend die Direktzahlungen 2015
zunachst abgewiesen. Dieser Bescheid wurde in einem Beschwerdeverfahren gefihrt durch die gefertigte
Gerichtsabteilung unter der AZ W 104 2161360 schlussendlich aufgehoben und dem Antrag stattgegeben, da der
Beschwerdefiihrer durch Nachreichungen flr das Jahr 2013 eine sonstige landwirtschaftliche Tatigkeit nachgewiesen
hat. Damit erflllt er alle Voraussetzungen des § 8a Abs. 1 Z. 2 MOG fir die Zuweisung von Zahlungsansprichen an
Betriebsinhaber im Jahr 2015, weshalb ihm entsprechend Zahlungsanspriiche zuzuweisen sind. Somit war auch im
gegenstandlichen Verfahren zum Antragsjahr 2016 von dem festgestellten Sachverhalt auszugehen und eine
Neuberechnung aufzutragen.Ein diesbeziglicher Antrag des Beschwerdeflihrers wurde jedoch mit Bescheid betreffend
die Direktzahlungen 2015 zunachst abgewiesen. Dieser Bescheid wurde in einem Beschwerdeverfahren gefihrt durch
die gefertigte Gerichtsabteilung unter der AZ W 104 2161360 schlussendlich aufgehoben und dem Antrag
stattgegeben, da der Beschwerdefihrer durch Nachreichungen fir das Jahr 2013 eine sonstige landwirtschaftliche
Tatigkeit nachgewiesen hat. Damit erfullt er alle Voraussetzungen des Paragraph 8 a, Absatz eins, Ziffer 2, MOG fur die
Zuweisung von Zahlungsansprichen an Betriebsinhaber im Jahr 2015, weshalb ihm entsprechend Zahlungsanspriiche
zuzuweisen sind. Somit war auch im gegenstandlichen Verfahren zum Antragsjahr 2016 von dem festgestellten
Sachverhalt auszugehen und eine Neuberechnung aufzutragen.

Die Berechnung der dem Beschwerdeflhrer konkret zustehenden Direktzahlungen hat gemaR§ 19 Abs. 3 MOG 2007
unter Zugrundelegung dieser Entscheidung wie auch der Entscheidung zum Antragsjahr 2015 zu erfolgen. Dies ist dem
Beschwerdefiihrer mit gesondertem Bescheid mitzuteilen.Die Berechnung der dem Beschwerdefihrer konkret
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zustehenden Direktzahlungen hat gemaR Paragraph 19, Absatz 3, MOG 2007 unter Zugrundelegung dieser
Entscheidung wie auch der Entscheidung zum Antragsjahr 2015 zu erfolgen. Dies ist dem Beschwerdefihrer mit
gesondertem Bescheid mitzuteilen.

Aus den angefihrten Grinden war spruchgemal zu entscheiden.

2. Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Zwar liegt fir den vorliegenden Fall keine einschlagige
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vor. Die Rechtslage erscheint jedoch so eindeutig, dass von einer
Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nicht gesprochen werden kann; vgl. VwGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053.2.
Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer
Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Zwar liegt fur den vorliegenden Fall keine einschlagige
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vor. Die Rechtslage erscheint jedoch so eindeutig, dass von einer
Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nicht gesprochen werden kann; vergleiche VwGH 28.05.2014, Ro
2014/07/0053.

Es war daher spruchgemal} zu entscheiden.
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